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Tit.!

Der siebenundzwanzigste, das Jahr 1879 umfassende Geschéftsbericht, welchen die Direktion hiemit sich beehrt,
der Generalversammlung der Aktiondre der Schweizerischen Nordostbahngesellschaft vorzulegen, schliesst sich nach Form

und Eintheilung an die fritheren Berichte an, und es folgen daher die einzelnen Abschnitte in bisheriger Ordnung.

I. Verhiiltnisse zu dem Bunde und zu den Kantonen und Landesgegenden.

Im Gebiete der Bundesgesetzgebung ist das Gesetz vom 20. Dezember 1878 betreffend ,Sicherstellung der
Kranken-, Unterstiitzungs-, Pensions-, Depositen- und Ersparnisskassen der Hisenbahnangestellten®, sowie der von
letzteren geleisteten Kautionen zu erwéhnen, welches im Berichtsjahr in Kraft getreten ist, und dessen Bestimmungen

bei allen derartigen Kassen der Novdostbahn zur Ausfiihrung gekommen sind.

Beziiglich der Verhiiltnisse zu Kantonen und Landesgegenden ist es vor Allem die Angelegenheit der
Nationalbahn, welche die Direktion beinahe iiber Gebithr in Anspruch genommen und auch im Verwaltungsrath
zu vielfachem Meinungsaustausch Veranlassung gegeben hat. Die Wichtigkeit der Frage wurde zwar allseitig anerkannt;
aber wihrend von eciner Seite die Nachtheile, welche der Nordostbahn durch einen selbstéindigen Betrieb der National-
bahn erwachsen wiirden, vielleicht mit zu viel Besorgniss angesehen wurden, glaubten Andere gerade im Betrieb dieser
Bahn durch die Nordostbahn eine unzweifelhafte Quellevvon Einbussen zu erblicken, welche deren Erwerb weniger
wiinschbar erscheinen liesse. s war auch in der That nicht leicht zu sagen, welches das kleinere Ubel sein werde, und
die Schwierigkeiten fiir die handelnden Personen wurden durch die Verschiedenheit der Meinungen keineswegs gemindert.

Die Berichterstattung iiber die in dieser Angelegenheit stattgefundenen Unterhandlungen darf wohl anschliessen
an den Bericht, welcher der Generalversammlung unterm 25. September vorigen Jahres erstattet wurde und bis zur
ersten Steigerung der Nationalbahn reichte. In Ihrer Versammlung vom 9. Oktober 1879 haben Sie den Verwaltungsrath
ermichtigt:

»1. Den Cessionsvertrag vom 14. Mérz 1879 nach Gutfinden allen oder einzelnen Kontrahenten gegeniiber

ydefinitiv. zu genehmigen und zu vollziehen.

,2. Talls der Ubergang der Schweizerischen Nationalbahn an die Nordostbahn und beziehungsweise an die

,Schweizerische Centralbahn neuerdings in Frage kommen, und ein beziigliches Rechtsgeschift zam Ab-
,schlusse gelangen sollte, dasselbe von sich aus definitiv zu genchmigen, in der Meinung, dass es dem
, Verwaltungsrathe gestattet sein soll, in den bisher aufgestellten Ubernahmsbedingungen die ihm noth-
,wendig scheinenden Modifikationen anzubringen, eine Uberschreitung des bisher in Aussicht genommenen
yKaufpreises dagegen nicht stattfinden darf. °

»3. Tm Falle des Zustandekommens einer Vereibarung betreffend die Ubernahme der Westsektion der

ySchweizerischen Nationalbahn, zum Zwecke der Erfiillung derselben eine neue Emission von Stammaktien

»bis zum Maximalbetrage von 6000 Stiick im Nennwerthe von drei Millionen Franken zu bewerkstelligen.“
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Der Verwaltungsrath machte von dieser Vollmacht insofern Gebrauch, als er schon am 18. Oktober der
Rheinischen Kreditbank und der Bank in Winterthur, sowie einer Anzahl Privatobligationiiren gegeniiber den Cessions-
vertrag vom 14. Mérz 1879 ratifizicte. Bald hernach, im Oktober vorigen Jahres, wurden von Seite des inter-
kantonalen Comites wieder neue Unterhandlungen mit uns angekniipft; die Abgeordneten desselben glaubten aber als
Grundlage einer Verstindigung die Ratifikation des vom Comite an der Steigerung gemachten 'Angebotes fordern zu
miissen. Die Abordnung der N ordostbahn trat zwar auf diese Forderung ein und legte einen beziiglichen Vertragsentwurf
vor; aber da sie ihrerseits zur Bedingung machen musste, dass die fiir die Westsektion gebotene Million von den
Garantiestidten bezahlt werde, und dass die Eidgen. Bank den Cessionsvertrag vom 14. Mérz anerkenne, beides aber

nicht erhiltlich war, so fiel dieser Entwurf ohne weiteres wieder, dahin.

Dagegen wurde der Direktion nun von Seite des Stadtrathes Winterthur die Eroffnung gemacht, dass diese
Behorde geneigt wiire, der Stadtgemeinde die Ratifikation des Cessionsvertrages zu beantragen, wenn die Nordostbahn
betreffend die Westsektion gewisse Zusicherungen ertheilen, und die Erweiterung des Bahnhofes Winterthur gleich-

zeitig ihre Erledigung finden wiirde.

Wie immer, fand sich die Direktion auch hier zu Unterhandlungen bereit. Das Resultat einer Konferenz mit
Abgeordneten des Stadtrathes Winterthur war einerseits der Entwurf eines Kaufvertrages iiber die der Stadt gehdrenden
Obligationen auf die Ostsektion, im Wesentlichen mit dem Cessionsvertrag vom 14. Mérz tibereinstimmend, anderseits
eine Erklirung der Nordostbahndirektion zu Handen der vier Garantiestidte im Sinne der schon unterm 22. August
an Herrn Nationalrath Kiinzli abgegebenen Eréffnung, jedoch mit Ausnahme der auf die Linie Winterthur-Koblenz
beziiglichen Bedingungen.

Diese Punktationen sollten der Gemeindeversammlung von Winterthur nach der urspriinglichen Abrede vor
dem 10. Dezember 1879 zur Ratifikation vorgelegt werden. Diese Versammlung wurde aber zwei Mal um acht
Tage verschoben; demn in der nimlichen Zeit hatte das interkantonale Comite die bekannten Unterhandlungen wit
einem Frankfurter Hause angekniipft, und als am 21. Dezember die Gemeindeversammlung abgehalten wurde, fand sie fiir
gut, auf diese Traktanden einstweilen nicht einzutreten, weil ihr Hoffnung auf einen giinstigen Abschluss der erwihnten
Unterhandlungen gemacht wurde. Die letzteren blicben jedoch resultatlos, und das interkantonale Comite richtete am
27. Januar 1880 neuerdings die Anfrage an uns, ob die Nordostbahn geneigt sei, die Unterhandlungen iber
eine abschliessende Einigung wieder aufzunchmen. Wir erklirten abermals unsere Bereitwilligkeit zu Unterhandlungen,
jedoch in der Meinung, dass wir unter den veriinderten Umstinden von den uns friher vom Verwaltungsrathe
gegebenen Vollmachten nicht mehr glauben Gebrauch machen zu diirfen, sondern neuerdings dessen Ratifikation

vorbehalten miissen und dass wir unsere bisherigen Offerten einigermassen zu modifiziren im Falle sein werden.

Inzwischen hatte das h. Bundesgericht unterm 2. Februar eine zweite Steigerung iiber die Nationalbahn auf
den 15. Mirz 1880 angeordnet und die Bedingungen dafiir festgestellt. Nachdem auch der Stadtrath von Winterthur sich
in #@hnlichem Sinne wie das interkantonale Comite an uns gewendet batte, fithrte unsere gleichlautende Antwort zu
einer miindlichen Verhandlung, als deren Resaltat sich abermals ein Kaufvertrag mit der Stadt Winterthur iiber ihre
Obligationen auf die Ostsektion und eine Erklirung der Nordostbahn zu Handen der Garantiestidte betreffend den
Erwerb der Westsektion ergab. Da diese beiden vom 24. Februar datirten Aktenstiicke die Grundlagen fiir die weiteren
Transaktionen in dieser Angelegenheit bilden, so lassen wir dieselben weiter unten (sub A und B) wortlich folgen, indem
wir nur beifiigen, dass wir nachtriiglich der ‘Stadt Winterthur auch fiir den Fall des Nichterwerbs der Ostsektion
einen Erlos aus derselben von 400/o ihres Obligationenkapitals garantirten, und dass die Bedingungen der Erklirung
betreffend Abénderung der Konzession der Westsektion durch einen Beschluss des Bundesrathes, zwar nicht wesentlich,

modifizirt worden sind.



Wir hatten némlich behufs Erfillung der von uns gestellien Bedingung, dass vor der zweiten Steigerung
gewisse Abinderungen an den Konzessionsbestimmungen fiir die Westsektion erhiltlich seien, das Gesuch an den
h. Bundesrath gerichtet, die von .uns bezeichneten Modifikationen, denen ein Vorbehalt betreffend die bedrohte Strecke
der Ostsektion bei Dittweil beigefiigh war, eventuell zu genehmigen. Der Bundesrath veranstaltete hiefiir nach
Anhorung der Regierungen von Ziirich und Aargau auf den 5. Mérz eine Konferenz zwischen Abgeordneten dieser
beiden Regierungen, des interkantonalen Comite und der Nordostbahn, welche den Erfolg hatte, dass iiber die von
den Regierungen beanstandeten Anderungen eine Einigung erzielt wurde. Betreffend die Konzession der Westsektion
fand diese Verstindigung ihren Ausdruck in dem Beschlusse des Bundesrathes vom 12. Mirz 1880, hinsichtlich der
bedrohten Stelle der Ostsektion in einer Ubereinkunft mit der Regierung von Ziirich. Wir lassen auch diese beiden
Aktenstiicke wortlich folgen (sub C und D); die im letzteren enthaltenen Zusicherungen, dass die Nordostbahn ihre
Erklirung betreffend Westscktion auch den beiden Regierungen gegeniiber abgebe und dass sie dieselbe mit Ausnahme
der Lieferung von 6000 Aktien festhalte, auch wenn sie die Westsektion allein erwerben sollte, wurden auch der
Regierung von Aargau gegeben.

So riickte der Tag der zweiten Steigerung heran. Kine durch Mittelspersonen versuchte Verstindigung zwischen
der Nordostbahn und der Kidgen. Bank scheiterte an den Forderungen der letztern, und wir mussten uns auf die
Eventualititen der Steigerung gefasst machen. 4

In einer Vorberathung mit der vom Verwaltungsrath bestellten Spezialkommission machte sich wie bei der
ersten Steigerung die Ansicht geltend, es sei auf die Ostsektion nicht hdher zu bieten, als bis der dem Cessions-
vertrag entsprechende Kaufpreis erlost werde. Da jedoch seit der ersten Steigerung durch die Massaverwaltung
verschiedene Aktiven der Nationalbahn liquidirt, und die Ertrige zur Abzahlung von, den Hypotheken vorgiingigen
Forderungen verwendet worden waren, so stellte sich die zur Deckung des Restes derselben ndthige Summe erheblich
niedriger als frither, und die Abordnung der Nordostbahn erhielt demgemiss die Vollmacht, auf die Ostsektion bis
auf 23/4 Millionen definitiv zu bieten. Hoher zu gehen oder auch auf die Westsektion zu bieten, wurde der
Abordnung unter Ratifikationsvorbehalt je nach Umstiinden anheimgestellt.

Die Versteigerung fand am 15. Mérz 1880 statt. Da der Anschlagpreis von 4!/2 Millionen fiir die Ostsektion
nicht geboten wurde, so wurde derselbe successiv um je 100/0 reduzirt. Beim Ausgebote um 700/0 des Anschlag-
preises, d. h. bei Fr. 3,150,000, setzte die Bidgen. Bank mit ihrem Angebote ein, und die Abordnung der Nordostbahn
fand sich nicht veranlasst, héher zu gehen.

Auch das erste Ausgebot der Westsektion zu 1 Million Franken fand keinen Anklang und musste nach einander um je
100/0 reduzirt werden. Bei Fr. 400,000 angelangt, wurde dieser Betrag von der Abordnung der Eidgen. Bank geboten.
Die Abordnung der Nordosthahn machte zuerst ein Mehrgebot von Fr. 450,000 als dann aber von der andern Seite wieder
iiberboten wurde, zog sie vor, auf Grundlage der bisherigen Konzession nicht weiter zu gehen, sondern eine erhebliche
Summe fiir ein bedingtes Mehrgebot sich zu reserviren. Nachdem die Eidgen. Bank daher mit Fr. 460,000 fiir die
‘Westsektion und fiir das Ganze mit Fr. 3,610,000 Meistbieterin geblieben war, und den Steigérungsbedingungen gemiss
der Massaverwalter noch erklirte, bedingte Angebote anzunehmen, machte unsere Abordnung hievon Gebrauch, indem
sie unter der Bedingung der in der Erklarung vom 24. Februar bezeichneten Konzessionsénderungen und unter Ratifikations-
vorbehalt ein Angebot von Fr. 750,000 auf die Westsektion erdffnete. Die Abordnung der Eidgen. Bank behielt sich
hierauf ein bedingtes Nachgebot ebenfalls vor, und damit war die Steigerungsverhandlung geschlossen. Da weder fiir
eine Sektion noch fiir das Ganze der Anschlagpreis errcicht war, so konnte keinem der Bieter zugeschlagen werden,
sondern wurde das Resultat zu weiterer Beschlussfassung an das Bundesgericht geleitet. )

Das Ergebniss der Steigerung hatte indessen bei den Garantiegemeinden Zweifel dariiber erweckt, ob nicht

die von der Nordostbahn in ihrer Erkldrung vom 24. Februar fiir den Fall der Erwerbung der ganzen Nationalbahn
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gegebenen Zusicherungen, insbesondere das Anerbieten von 6000 Aktien, durch eine bloss theilweise Erwerbung der
Bahn hinfillig werden konnten, und es wandten sich daher einige derselben mit der Frage an uns, ob die Nord-
ostbahn nicht im Falle wire, diese Zusicherungen auch in dem Falle aufrecht zu erhalten, dass ihr nur die West-
sektion allein zugeschlagen wiirde.

Mit Zustimmung des Verwaltungsrathes erwiederten wir diese Anfragen dahin, dass die Nordostbahn, sofern
ihr die Westsektion zu ihrem bedingten Angebote von Fr. 750,000 zugeschlagen werde, sich den durch die Erklarung
vom 24. Februar 1880 iibernommenen Verpflichtungen auch in dem Falle unterziehe, dass sie die Ostsektion nicht
erwerbe, jedoch in der Meinung, dass dagegen die vier Garantiegemeinden fiir die von der Nordostbahn zu bezahlende
Kaufsumme von Fr. 750,000, soweit solche nicht fiir die Konkurskosten und fiir die der Hypothek vorangehenden
privilegirten Forderungen in Anspruch genommen werde, Schuldner der Nordostbahn wiirden, und die aushinzugebenden
6000 Stiick Aktien bis zur Abbezahlung dieser Schuld nebst zu vereinbarenden Zinsen als Faustpfand in Handen der
Nordostbahn zu bleiben hitten.

Unter dem 5. April legte sodann die Eidgen. Bank fiir die Westsektion noch ein bedingtes Nachgebot von
Fr. 760,000 beim Bundesgericht ein, das sich jedoch mit Riicksicht auf die daran gekniipften Bedingungen nicht
als ein Mehrgebot qualifizirte. Da dasselbe iiberdies nur unter Ratifikationsvorbehalt gegeben war, withrend der
Verwaltungsrath der Nordostbahn das Angebot der diesseitigen Abordnung schon am 3. April ratifizivt hatte, da auch
die Regierungen von Zirich, Aargau und Schaffhausen, sowie der h. Bundesrath sich in ihren Gutachten ans
Bundesgericht fiir den Zuschlag der Westsektion an die Nordostbahn ausgesprochen hatten, so durfte an einem
Entscheide des h. Tribunals in diesem Sinne kaum mehr gezweifelt werden. Wir haben denselben iibrigens noch
dadurch zu erleichtern gesucht, dass wir, lautgewordenen Besorgnissen iiber das mogliche Schicksal der Ostsektion
Rechnung tragend, auch fiir diese Sektion noch ein Angebot machten fiir den Fall, dass die Eidgen. Bank das ihrige
nicht ratifiziren sollte.

Wir lassen auch den Beschluss des Bundesgerichts vom 17. April 1880 (sub ) folgen und behalten uns vor,
den weiteren Verlauf der Angelegenheit Ihnen in einem kiinftigen Berichte zur Kenntniss zu bringen. Wir haben
jedoch geglaubt, uns hier nicht auf den Zeitraum des eigentlichen Berichtsjahres beschriinken zu diirfen, sondern

Thnen wenigstens bis zu diesem vorldufigen Abschluss der Angelegenheit Bericht erstatten zu sollen.

A. sKaufvertrag.

yZwischen dem Stadtrathe von Winterthur einerseits

und

der Direktion der Schweizerischen Nordostbahn-Gesellschaft anderseits

ist folgender Kaufvertrag abgeschlossen worden:
aArt. 1.

»Die Stadtgemeinde Winterthur verkauft unter dem in Art. 2 néher bezeichneten Vorbehalt an die Schweizerische
Nordostbahngesellschaft die im Besitze der erstern sich befindenden 2000 Stiick Partial-Obligationen von je Fr. 500
des mit I. Hypothek auf die Eisenbahnlinie Winterthur-Singen-Kreuzlingen ausgestatteten Anleihens der Schweizerischen
Nationalbahn von 5 Millionen Franken. '

»Mit den Obligationen sind auch simmtliche dazu gehdrigen unbezahlt gebliebenen, d. h. alle vom 1. Juli 1877
ab laufenden Zinscoupons an die Kiuferin abzuliefern.
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»Art. 2.
yDer Kauf erwéchst nur in Kraft, wenn die Nordostbahngesellschaft die Bahnlinie Winterthur-Singen-Kreuzlingen
von der Massaverwaltung der Schweizerischen Nationalbahngesellschaft erwirbt. Tritt dieser Fall ein, so hat die
Nordostbahngesellschaft der Stadt Winterthur als Kaufpreis fiir die in Art. 1 genannten Titel eigene Schuldscheine
im Gesammtbetrage von sechzig Prozent des nominellen Kapitalwerthes jener Titel zu iibergeben.
yDie Schuldscheine sind nach 50 Jahren, vom Beginne der Verzinsung an gerechnet, zuriickzubezahlen und

inzwischen zu verzinsen wie folgt:

im ersten Jahre mit . . . : . 2 0o
, Zweiten , ., . ; ; . ; 21/29/o,
, dritten , , . : : ; . 3 O
, vierten . .. , . 31/29/o.
, funften und in den folgenden Jahren mit 4 Y.

»Die Verzinslichkeit beginnt mit dem Tage, an welchem die Bahnstrecke Winterthur-Singen-Kreuzlingen auf
Rechnung des Erwerbers betrieben wird.

,Diese Schuldscheine sollen auf den Nominalbetrag von Fr. 1000 lauten; dieselben sind mit Jahreszinscoupons
zu versehen, deren Verfallzeit, die Verrechnung allfilliger Marchzinse immerhin vorbehalten, von der Nordostbahn
vor der Emission bestimmt werden wird.

yZur Sicherung dieser Schuldscheine ist fiir dieselben ein Pfandrecht im I. Rang auf die Bahnstrecke
‘Winterthur-Singen-Kreuzlingen nebst Zubehirden zu bestellen. Der Nordosthahn ist jedoch gestattet, auf die gleichen
Objekte und in gleichem Range noch fiir anderweitige Verbindlichkeiten eine Hypothek zu errichten; es darf aber
die Gesammthypothek die Summe von 3 Millionen Franken nicht iibersteigen, und es miissen alle Schuldscheine in
Hinsicht auf Zinsfuss und Riickzahlungstermin gleichgestellt sein. Demgemiiss konnen dieselben auch als Partialen
einer Gesammtforderung von 3 Millionen Franken bezeichnet werden.

»Im Falle die Nordosthahn in Folge einer Verweigerung der Konzessionsiibertragung fiir die auf badischem
Gebiete gelegene Strecke mnicht in den Besitz der letztern gelangen wiirde, hitte sich die Hypothekbestellung auf
die auf schweizerischem Gebiete gelegenen Bahnstrecken zu beschrinken.

»S0llte zu irgend einer Zeit das Theilstiick Winterthur-Ossingen ausser Betrieb gesetzt, und dafiir eine Bahn-
verbindung in der Richtung Andelfingen-Ossingen erstellt werden, so sind die Inhaber vorerwéhnter Schuldscheine
als solche in keinem Falle berechtigt, die Einbeziehung dieser Verbindungsstrecke in die Hypothek an Stelle des

ausser Betrieb gesetzten Theilstiickes zu verweigern.

Art. 3.
”
yDie verkauften Titel bleiben als Faustpfand im Besitze der Stadtgemeinde Winterthur bis nach voller Befriedigung
der letztern fiir alle ihr aus diesem Vertrage erwachsenden Rechte.

Art. 4.
”
yLir diesen Vertrag wird vom Stadtrathe Winterthur die Ratifikation durch die Gemeindeversammlung und
von der Direktion der Nordostbahngesellschaft die Ratifikation durch den -Verwaltungsrath vorbehalten. Diese
Ratifikationen sind bis spitestens am 2. Mérz 1880 beizubringen, widrigenfalls der gegenwirtige Vertrag dahinfillt.

Art. 5.
”

,Bis zum Tage der Beibringung der Ratifikation soll der Stadtgemeinde Winterthur das Recht zustehen,
diesen Kaufvertrag moch auf cine weitere Anzahl Titel des in Frage stehenden 5 Millionen Anleihens der

Schweizerischen Nationalbahn auszudehnen, immerhin nicht auf mehr als 350 Stiick.
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Art. 6

- .
yAllfillige Streitigkeiten iiber die Vollzichung dieses Vertrages sind beim Bundesgericht anzubringen. Sollte
letzteres den Fall nicht an Hand nehmen wollen, so ist derselbe vor einem aus fiinf Mitgliedern bestehenden Schieds-
gericht, um dessen Ernennung das Bundesgericht zu ersuchen wire, auszutragen. TFiiv das Verfahren vor dem

Schiedsgerichte sollen die jeweiligen diesbeziiglichen Vorschriften der ziircherischen Prozessgesetzgebung massgebend sein.

sWinterthur, den 24. Februar 1880.
Im Namen des Stadtrathes:
Der Prasident :
(sig.) R. GEILINGER.
Der Stadtschreiber ad inter. :
(sig.) H. KNUS, Stadtrath.
yZirich, den 25. Februar 1880.
Namens der Direktion
der Schweizerischen Nordostbahn:
Der Prdsident :
V (sig.) STUDER.
,Die in Art. 4 des vorstehenden Kaufvertrages vorbehaltene Ratifikation wird ertheilt.
,Winterthur, den 29. Februar 1880.
Im Namen
der Versammlung der politischen Gemeinde:
Der Prdsident :
(sig.) R. GEILINGER.
Der Stadtschreiber ad inter.:
(sig.) H. KNUS, Stadtrath.

Ratifikationserklirung.

,Kraft Ermichtigung und Namens des Verwaltungsrathes der Schweizerischen Nordostbahngesellschaft wird
zu dem vorstehenden Vertrag die Zustimmung des Verwaltungsrathes erklért, und dem Vertrage die Ratifikation ertheilt.
yZiirich, den 2. Marz 1880.
Namens der Direktion
der Schweizerischen Nordostbahn-Gesellschaft:
Der Prdsident :
(sig.) STUDER.
Der Generalsekretdr:
(sig.) Dr E. SUTER.“
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HErKlarung.
,Die Direktion der Schweizerischen Nordostbahngesellschaft gibt hiemit unter Vorbehalt der Ratifikation

durch den Verwaltungsrath dem Tit. Stadtrathe von Winterthur zu Handen der Gemeinden Winterthur, Baden,
Lenzburg und Zofingen die Erklarung ab, dass die Nordostbahngesellschaft bereit ist und sich verpflichtet, gegen
Abtretung der Nationalbahnstrecke Winterthur-Suhr-Zofingen und Suhr-Aarau mit allen denjenigen Bestandtheilen

und Zubehorden, welche zusammen das Pfandobjekt fiir das auf der genannten Linie hypothezirte Anleihen von

neun Millionen Franken bilden:

2L

SIL

den auf die genannte Sektion der Schweizerischen Nationalbahn entfallenden Antheil an den Konkurskosten und
an den, der I. Hypothek vorgehenden privilegirten Forderungen, soweit solche nicht aus dem unverpféindeten Massa-
vermogen gedeckt werden konnen, zu {ibernehmen;

den vier Eingangs genannten Gemeinden als Beitrag zur Erfiillung der von ihnen eingegangenen Garantiever-
pflichtung fiir das neun Millionen-Anleihen der Schweizerischen Nationalbahn 6000 Stiick Stammaktien der
Nordostbahn von nominell Fr. 500 zur Verfigung zu stellen, welche Aktien von der Nordostbahn ganz oder
theilweise durch eine neue Emission beschafft werden kénnen;

einen Anschluss der Nationalbahn an die Nordostbahnstation Orlikon zu erstellen, in der Meinung, dass es der
freien Entschliessung der Nordostbahngesellschaft anheimgegeben sein soll, die Station Orlikon fiir die National-

bahnlinie als Durchgangsstation oder als Kopfstation einzurichten;

4Alles unter der Voraussetzung und unter der Bedingung:

»A4. dass die Gemeindeversammlung von Winterthur den unter heutigem Datum zwischen dem Tit. Stadtrathe
und der Direktion der Schweizerischen Nordostbahn abgeschlossenen Kaufvertrag iiber die im Besitze der
Stadt Winterthur befindlichen Titel des fiinf Millionen-Anleihens der Schweizerischen Nationalbahn bis
spitestens den 2. Mérz dieses Jahres ratifizirt;

4B. dass die Linie Winterthur-Singen-Konstanz an die Nordostbahn iibergeht;

»C. dass vor der zweiten Steigerung folgende Abdnderungen an den Konzessionsbestimmungen fiir die West-
sektion der Schweizerischen Nationalbahn erhaltlich sind:

»1. Die Nationalbahnstrecke Winterthur-Effretikon kann ausser Betrieb gesetzt, und das dortige Gteleise demzu-
folge abgebrochen werden, mit dem Vorbehalte jedoch, dass, soweit die iiber Kloten gehenden Personen-
ziige mnicht sélbsténdig auf den Nordostbahngeleisen nach und von Winterthur gefilhrt werden, in
Effretikon auf thunlichsten Anschluss dieser Ziige an die nach und von Winterthur iiber Wallisellen
gehenden Ziige Bedacht genommen werden soll.

»2. Die Vorschrift in Art. 12 der Konzession vom 22. September 1873, wonach die Personenziige von
einem Endpunkt der Bahn bis zum andern gefiihrt werden sollen, wird aufgehoben; es ist vielmehr
behufs Ermdglichung einer bessern Beriicksichtigung der Bediirfnisse des Lokalverkehrs gestattet,
die Bahn in selbstindigen Sektionen zu betreiben, so zwar, dass die auf einer Sektion cirkulirenden
Ziige nicht in direkte Verbindung mit den auf den anstossenden Sektionen sich bewegenden gebracht
werden miissen. Immerhin sollen keine andern als die nachbezeichneten Stationen die Endpunkte
ciner Sektion bilden diirfen: Effretikon, Orlikon, Wettingen, Aarau und Zofingen. Sofern jedoch die
Nordostbahn Konvenienz darin findet, auf der Nationalbahnstrecke Otelfingen-Wettingen die von
Orlikon kommenden oder dahin gehenden Personenziige nicht mehr selbstindig zu fithren, so soll der
Anschluss in Otelfingen stattfinden konnen, mit dem Vorbehalt indessen, dass die genannten Ziige
in direkte Verbindung mit den nach Wettingen gehenden, beziehungsweise von daher kommenden

2
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Ziigen der Linie Baden-Billach gebracht werden. Uberdies soll, wenn der eigene Verkehr der
Strecke Orlikon-Otelfingen nicht wenigstens Fr, 4000 per Kilometer abwirft, die Nordostbahn berechtigt
sein, auf dieser Strecke einen Sekunddr- oder Tramwaybetrieb, im weitesten Sinne, nach seiner Zeit fiir
diesen Betrieb allgemein aufzustellenden Konzessionsbedingungen einzufiihren.

Die durch Art. 12 der Konzession vom 22. September 1873 und beziehungsweise § 22 der Konzession
vom 28. Februar 1872 vorgeschriebene mittlere Geschwindigkeit der Personen- und gemischten Ziige
wird auf 18 Kilometer in einer Zeitstunde herabgesetzt, in dem Sinne jedoch, dass bei Berechnung
derselben die Zeit des Aufenthaltes auf den Anschlussstationen ausser Beriicksichtigung fall. ‘
Die Verpflichtung zur Fiithrung von Wagenabtheilungen I. Klasse fallt dahin.

Die Nordostbahn ist berechtigt, ihre jeweiligen Taxnormen fiir den Personen- und Giiterverkehr auf
der Strecke Winterthur-Aarau auch auf der Nationalbahnlinie anzuwenden.

Sofern die Nordostbahngesellschaft und die Schweizerische Centralbahngesellschaft gemeinschaftlich
ein beziigliches Begehren'stellen, ist die Konzession fiir die Bahnstrecke Suhr-Zofingen oder Aarau-
Subr-Zofingen auf die Schweizerische Centralbahn iiberz.utragen und zwar in vollstindiger Losung
der Konzessionseinheit mit den iibrigen Theilen der Westsektion der Nationalbahn und unter Berechtigung
fiir die Centralbahn, die ihr laut der Konzession des Kantons Aargau vom 4. November 1853 fiir
ihre in letzterem gelegenen Strecken bewilligten Taxnormen auf die Strecke Aarau-Zofingen
beziehungsweise Suhr-Zofingen zu iibertragen.

Die Nordostbahn ist berechtigt, die Bahnstrecke Hunzenschweil-Suhr in der Weise zu verlegen,
dass die Ziige Wettingen-Aarau in direkter Fahrt ohne Berithrung von Suhr kursiren kénnen; —

,D. dass die Ubertragung der Konzessionen sowohl fiir die Ostsektion als fiir die Westsektion ohne erschwerende

Bedingungen erfolge.

,An die vorliegende Erklirung werden folgende Vorbehalte gekniipft:

-

Die vom interkantonalen Comite fiir die erste Versteigerung geleistete Kaution von Fr. 50,000, sowie
die von demselben im Weitern zur Deckung des Betriebsdefizits vom Monat Januar einbezahlte Summe
von Fr. 18,000 werden als der Konkursmasse definitiv verfallen vorausgesetzt. Sollte das h. Bundes-
gericht die ginzliche oder theilweise Riickerstattung bewilligen, so erfolgt die Ubergabe der in
gegenwartiger Erklarung den Gemeinden Winterthur, Baden, Lenzburg und Zofingen zugesicherten
6000 Stiick Nordostbahnaktien nur gegen Ersatz des dem interkantonalen Comite zuriickgegebenen
Betrages.

Fir das ab 1. Februar d. J. laufende Betriebsdefizit der Schweizerischen Nationalbahn haben die
vier genannten Gemeinden aufzukommen und zwar bis zu demjenigen Zeitpunkte, an welchem der
Betrieb auf Rechnung der Nordostbahn als Erwerberin gefiihrt wird. Zur Vermeidung aller und
jeder Anstéinde iiber die Berechnung der Héhe dieses Defizits wird fiir dasselbe die feste Summe
von Fr. 15,000 pr. Monat angenommen. Die Bezahlung des Betrages hat ebenfalls vor Auslieferung
der mehrerwihnten 6000 Aktien zu erfolgen.

Sofern bis zu dem Zeitpunkte, an welchem die 6000 Stiick Aktien zur Aushingabe bereit ligen,
unter den vier betheiligten Gemeinden keine Vereinbarung iiber deren dem Zwecke entsprechende
Zutheilung oder Verwendung zu Stande gekommen wire, so wiirde die Nordostbahngesellschaft die
erwithnten Aktien beim Bundesgerichte zu Handen der Berechtigten hinterlegen, alle weitern Ausein-
andersetzungen den letztern iiberlassend.
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,4. Die oben unter Ziffer I bis III von der Nordostbahn gemachten Zusagen erloschen, wenn

a) die auf den 15. Mirz d. J. anberaumte Versteigerung der Schweizerischen Nationalbahn
verschoben, oder

) an derselben oder inmert der dem Bundesgericht vorbehaltenen Bedenkzeit einem andern Bewerber
als der Nordostbahn der Zuschlag auf die eine oder andere Sektion ertheilt wird, oder

¢) nicht jedenfalls bis spitestens Ende Mai d. J. der Zuschlag der beiden Sektionen an die
Nordostbahn und die Konzessionsiibertragungen erfolgt sind.

»D. Allfillige Streitigkeiten iiber die Vollziehung dieses Vertrages sind beim Bundesgerichte anzubringen.
Sollte letzteres den Fall nicht an Hand nehmen wollen, so ist derselbe von einem aus fiinf Mitgliedern
bestehenden Schiedsgericht, um dessen Ernennung das Bundesgericht zu ersuchen wire, auszutragen.
Fiir das Verfahren vor dem Schiedsgerichte sollen die jeweiligen diesbeziiglichen Vorschriften der

ziircherischen Prozessgesetzgebung massgebend sein.
yZirich, den 24. Februar 1880.

Fiir die Direktion der Schweizerischen Nordostbahn:

(sig.) STUDER.

»Ratifikationserklirung.

,Kraft Ermichtigung und Namens des Verwaltungsrathes der Schweizerischen Nordostbahngesellschaft wird
zu der vorstehenden Erklirung die Zustimmung des Verwaltungsrathes erklirt, und dieser Erklirung die Ratifi-
kation ertheilt. .

yZirich, den 2. Marz 1880.
Namens der Direktion
der Schweizerischen Nordostbahn-Gesellschaft:
Der Prdsident :
(sig.) STUDER.
Der Generalsekretiir:
(sig.) Dr E. SUTER.“

C. A yBern, den 12. Mirz 1880.

yDer schweizerische Bundesrath an die Tit. Direktion der Schweiz. Nordostbahn in Ziirich.

,Hochgeachtete Herren!

» Wir haben die Ehre, Ihnen hiemit zur Kenntniss zu bringen, dass wir bereit sind, kraft der am
23. Dezember 1879 von der Bundesversammlung erhaltenen Vollmacht die fir die zweite Sektion der Nationalbahn
bestehenden Konzessionen vom 28. Februar 1872 und 22. September 1873 in folgenden Punkten zu #ndern, sobald
die Nationalbahn, resp; deren zweite Sektion, vom Bundesgericht Ihrer Gesellschaft zugeschlagen, und der Zuschlag

von dieser acceptirt worden sein wird:
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»,1. Dass die Nationalbahnstrecke Winterthur-Effretikon ausser Betrieb gesetzt, und das dortige Geleise
demzufolge abgebrochen werden konne, mit dem Vorbehalt jedoch, dass soweit die iiber Kloten gehenden Personen-
ziige nicht selbstindig auf den Nordostbahngeleisen nach und von Winterthur gefiihrt werden, in Effretikon auf
thunlichsten Anschluss dieser Ziige ‘an die nach und von Winterthur iiber Wallisellen gehenden Ziige Bedacht

genommen werden soll.

»2. Die Vorschrift in Art. 12 der Konzession vom 22. September 1873, wonach die Personenziige von
einem Endpunkt der Bahn bis zum andern gefiihrt werden sollen, wird aufgehoben, und es wird vielmehr behufs
Ermiéglichung einer bessern Beriicksichtigung der Bediirfnisse des Lokalverkehrs gestattet, die Bahn in selbstindigen
Sektionen zu betreiben, so zwar, dass die auf einer Sektion cirkulirenden Ziige nicht in direkte Verbindung mit
den auf den anstossenden Sektionen sich bewegenden gebracht werden miissen. Immerhin sollen keine andern als
die nachbezeichneten Stationen die Endpunkte einer Sektion bilden diirfen: Effretikon, Orlikon, Wettingen, Aarau
und Zofingen. Sofern jedoch die Nordostbahn Konvenienz darin findet, auf der Nationalbahnstrecke Otelfingen-
Wettingen die von Orlikon kommenden oder dahin gehenden Personenziige nicht mehr selbstindig zu fiihren, so soll
der Anschluss in Otelfingen stattfinden konnen, mit dem Vorbehalt indessen, dass die genannten Ziige in direkte
Verbindung mit den nach Wettingen gehenden, beziehungsweise von daher kommenden Ziigen der Linie Baden-
Biilach gebracht werden. Uberdies soll, wenn der eigene Verkehr der Strecke Otelfingen-Orlikon nicht wenigstens
Fr. 4,000 pro Kilometer abwirft, die Nordostbahn berechtigt sein, auf dieser Strecke einen Sekundér- oder Tramway-
betrieb, im weitesten Sinn, aber unter Ausschluss eines Pferdebetriebs nach seiner Zeit fiir diesen Betrieb allgemein
aufzustellenden Konzessionsbedingungen einzufiihren.

»3. Die durch Art. 12 der Kongzession vom 22. September 1873 und Art. 22 der Konzession vom
28. Februar 1872 vorgeschriebene mittlere Geschwindigkeit der Personen- und gemischten Ziige wird auf 18 Kilometer
in einer Zeitstunde herabgesetzt, in dem Sinne jedoch, dass bei Berechnung derselben die Zeit des Aufenthaltes auf
den Anschlussstationen ausser Beriicksichtigung fillt. Im Fall der Einfiihrung cines Sekundér- oder Tramway-
betriebes auf der Strecke Otelfingen-Orlikon soll die Geschwindigkeit der auf dieser Strecke verkehrenden Zige
unter Binrechnung der Aufenthalte auf den sdmmtlichen Stationen und Haltstellen nicht unter 18 Kilometer pro
Zeitstunde betragen.

24 Die in Art. 14 und resp. 24 der obengenannten Konzessionen vorgesehene Verpflichtung zur Fiihrung
von Wagenabtheilungen I. Klasse fallt dahin. /

4. Die Nordostbahn ist berechtigt, ihre jeweiligen Taxnormen fiir den Personen- und Giiterverkehr auf
der Strecke Winterthur-Aarau auch auf der Nationalbahnlinie anzuwenden.

»6. Die Nordostbahn ist berechtigt, um den Betrieb der Strecke Wettingen-Aarau zweckmiissig zu gestalten,
die Bahnstrecke Hunzenschweil-Suhr-Aarau in der Art zu modiﬁzi;'en, dass sie zur Benutzung der Kopfstation in
Suhr nicht gezwungen ist. Wenn aber eine solche Modifikation eingefiithrt werden sollte, so muss fiir den stlichen
Verkehr von Suhr aus in thunlichster Nshe von Suhr eine Haltstelle etablirt werden, welche aber nur fiir einen
beschriinkten Personenverkehr dienen und nicht mit den Attributen einer vollen Station (direkte Billete, Giiter- und
Viehverkehr) ausgeriistet sein soll. Ist diese neue Haltstelle mehr als 600 Meter vom jetzigen Bahnhof Suhr entfernt,
so haben auch die Ziige des von Westen kommenden Verkehrs daselbst anzuhalten. Uberdem muss das Geleise
der direkten Linie forterhalten werden.

»7. Die Nordostbahn wird einen Anschluss der Nationalbahn an die Nordostbahnstation Orlilon erstellen,
jedoch in der Meinung, dass es ihrer freien Entschliessung anheimgegeben sein soll, diese Station fiir die National-

bahn als Durchgangsstation oder als Kopfstation einzurichten.
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,Sofern ein beziigliches Begehren gestellt wird, wird der Bundesrath auch die Konzession fiir die Bahn-
strecke Subr-Zofingen oder Aarau-Suhr-Zofingen auf einen dritten Erwerber iibertragen und zwar in vollsténdiger
Losung von der Konzessionseinheit mit den iibrigen Theilen der Westsektion der Nationalbahn und unter Anerkennung
der Berechtigung des dritten Erwerbers, die laut der Konzession des Kantons Aargau vom 4. November 1853 der
Schweizerischen Centralbahn fiir die in diesem Kanton gelegenen Strecken ihres Netzes bewilligten Taxnormen auf
die Strecke Aarau-Subr-Zofingen resp. Suhr-Zofingen anzuwenden.

»Von den besondern, von der Frage iiber die Zuldssigkeit von Konzessionséinderungen an sich unabhéngigen
Vereinbarungen, welche Sie anlisslich der Verhandlungen iiber IThr Gesuch um eventuelle Bewilligung solcher
Anderungen an den Konzessionen der Nationalbahn mit den Kantonen Ziirich und Aargau getroffen haben, und
denen zufolge Sie namentlich auf die, im Hinblick auf die dermalen drohende Gefihrdung des Bahnkorpers. verlangte
Konzessionséinderung hinsichtlich der Bahnstrecke Winterthur-Ossingen verzichtet und gewisse Zusicherungen, betreffend
den Erwerb der Westsektion der Nationalbahn, zu Handen der Regierungen der genannten Kantone abgegeben

haben, ist in unsern Akten Vormerkung genommen.

,Genehmigen Sie, hochgeachtete Herren, die Versicherung unserer vollkommenen Hochachtung.

Im Namen des schweizerischen Bundesrathes:
Der Bundesprdisident :
(sig.) WELTI.
Der Kanzler der Kidgenossenschaft :
(sig.) SCHIESS.“

yZwischen dem Regierungsrathe des Kantons Ziirich und der Direktion der Nordostbahngesellschaft ist mit
Bezug auf die von letzterer verlangten Anderungen an den Konzessionen fiir die Nationalbahn, soweit sich der
Regierungsrath nicht bereits mit den gestellten Begehren einverstanden erkléirt hat, vereinbart worden was folgt:
sl
»1. Der Regierungsrath des Kantons Ziirich gibt fiir den Fall der Erwerbung der Schweizerischen Nationalbahn
durch die Nordostbahngesellschaft die Erkldrung ab, dass der Kanton Ziirich auf Grundlage des Korrektionsgesetzes
@) zum Schutze des bedrohten Thurufers bei Dittweil sofort eine ausreichende Uferversicherung in Angriff
nehmen und nach Moglichkeit fordern,
b) den Durchstich der Thur im Zusammenhang mit der iibrigen Thurkorrektion bei der thurgauischen Grenze
sobald als moglich" ausfithren und
¢) iiber den Unterhalt der ausgefiihrten Arbeiten stets sorgfiiltic wachen werde.
»2. Die Nordostbahn ihrerseits iibernimmt die Entwisserung des bedrohten Ufer- und Dammgebietes in ihren Kosten.
»3. Auf Grund dieser Verstindigung verzichtet die Nordostbahn zur Zeit auf die im IHinblick auf die dermalen

drohende Gefahr verlangten eventuellen Konzessionséinderungen hinsichtlich der Bahnstrecke Winterthur-Ossingen.

. L

,Hinsichtlich der Strecke Orlikon-Otelfingen verzichtet die Nordostbahn auf die Ermichtigung zur Einfithrung
des Pferdebetricbes und indem sie sich beziiglich der Fahrgeschwindigkeit Freiheit vorbehilt, verpflichtet sie sich
immerhin zu einer Geschwindigkeit der konzessionsgemiissen Ziige von 18 Kilometer per Zeitstunde ohne Einrechnung
der Aufenthalte auf den Stationen und Haltstellen.



,Die Nordostbahngesellschaft, auch wenn sie die Ostsektion der Schweizerischen Nationalbahn nicht erwerben
wiirde, verbleibt betreffend Ubernahme der zweiten Sektion bei ihrer den Garantiestidten abgegebenen und im Sinne
der heutigen Konferenzverhandlungen modifizirten Erklirung mit der einzigen Anderung, dass alsdann die Stidte
auf die Auslieferung der 6000 Stiick Nordostbahnaktien verzichten miissten.

31V

,Die Erklirung der Nordostbahngesellschaft betreffend Ubernahme der zweiten Sektion der Schweizerischen
Nationalbahn, wie sie gegeniiber den Garantiestidten gemacht wurde und mit den heute vereinbarten Modifikationen
gilt nicht nur den Gemeinden Winterthur, Baden, Lenzburg und Zofingen, sondern ist auch als den Regierungen

von Ziirich und Aargau gegeniiber gemacht anzusehen,

yZiirich, den 10. Mérz 1880.

Namens der Direktion Namens des
der Schweizerischen Nordostbahn-Gesellschaft: Regierungsrathes des Kantons Ziirich:
(sig.) STUDER. (sig.) ZOLLINGER.“

»Schweizerisches Bundesgericht.

»In Sachen
der Liquidation der Schweizerischen Nationalbahngesellschaft

hat das Bundesgericht
nach Einsicht ‘
»1. des Protokolls der zweiten Versteigerung der Nationalbahn vom-15. Mérz 1. J., enthaltend folgende Angebote:

a) auf Grundlage der Konzessionen :
von der Eidgen. Bank unter Vorbehalt der Ratifikation des Verwaltungsrathes:
auf die Ostsektion Fr. 3,150,000
» » Westsektion , 460,000
» v gesammte Linie , 3,610,000

b) als bedingtes Angebot auf Grundlage von Konzessionserleichterungen fiir den Betrieb:
von der Nordostbahn auf die Westsektion Fr. 750,000, mit Vorbehalt der Ratifikation ihres Verwaltungs-

rathes;

von der Eidgen. Bank Verwahrung fiir nachtrigliche Anmeldung eines bedingten Angebotes;
»2. einer Zuschrift der Schweizerischen Nordostbahngesellschaft vom 5. April 1. J., enthaltend die Erkldrungen:
dass sie fiir den Fall der Erwerbung der Westsektion die Konzessionsabéinderungen annehme, welche
der Bundesrath gemiss Beschluss vom 12. Mirz 1. J. bewilligt habe, wie im Fernern, dass der

Verwaltungsrath der Nordostbahn das fiir die Westsektion gemachte Angebot ratifizirt habe, dasselbe
somit ein definitives sei;
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der von der Nordostbahn unterm 24. Februar, beziehungsweise 3. April 1880, zu Gunsten der Gemeinden
Winterthur, Baden, Lenzburg und Zofingen eingegangenen Verpflichtung, denselben fiir den Fall der Erwerbung
der Westsektion als Beitrag zur Erfillung der von ihnen eingegangenen Garantieverpflichtung fiir das neun
Millionen Anleihen der Nationalbahn 6000 Stiick eigene Stammaktien von nominell Fr. 500 zur Verfiigung zu
stellen, in der Meinung, dass dagegen die vier Garantiegemeinden fiir die von der Nordostbahn zu bezahlende
Kaufsumme von Fr. 750,000, soweit solche nicht fiir die Konkurskosten und fiir die der Hypothek vorangehenden
privilegirten Forderungen in Anspruch genommen wird, Schuldner der Nordostbahn wiirden;

eines von der Eidgen. Bank unter Vorbehalt der Ratifikation ihres Verwaltungsrathes, unterm 5. April nachtriaglich
eingereichten bedingten Angebotes auf die Westsektion im Betrage von Fr. 760,000 ;

der in Folge Einladungen an den h. Bundesrath und die betheiligten Kantonsregierungen, wie in Folge
offentlichen Aufrufes an die Glaubiger der Nationalbahngesellschaft (Art. 32 des Bundesgesetzes iiber Verpfindung

und Zwangsliquidation der Fisenbahnen) dem Bundesgericht eingegangenen Zuschriften, ndmlich:

@) der Zuschrift des Regierungsrathes des Kantons Thurgau vom 27. Mérz, wodurch derselbe erklirt, dass er
in Sachen lediglich den Entscheid des Bundesgerichtes gewirtige ;

b) der Zuschrift des Regierungsrathes des Kantons Schaffhausen vom 30. M#rz, wodurch derselbe thunlichst
rasche Erledigung der Sache und Zuschlag der Bahn an den Meistbietenden, d. h. der Ostsektion an die
Eidgen. Bank und der Westsektion an die Nordostbahngesellschaft beantragt;

¢) der Zuschrift des Regierungsrathes des Kantons Ziirich vom 3. April 1880, mit welcher derselbe die Ansichts-
dusserungen der betheiligten ziircherischen Gemeinden iibermittelt, und in welcher er erklart, dass er die
Zuschlagung der Nationalbahn, beziehungsweise der Westsektion derselben an denjenigen Konkurrenten
befiirworten werde, welcher schliesslich die grossten Garantien dafiir biete, dass dem Begebren der ziircherischen
Gemeinden von Bassersdorf bis Otelfingen, welche den grossten Werth auf eine moglichst gute Verbim}lurig;r
mit Ziirich legen, entsprochen werde ;

d) der Zuschrift des Regierungsrathes des Kantons Aargau vom 5. April, laut welcher derselbe einig geht mit
den Resolutionen, welche bei einer stattgehabten Konferenz mit den Aargauischen Nationalbahngemeinden gefasst

worden seien, dahin lautend :

1. die Regierung werde ersucht, den Zuschlag der Westsektion der Nationalbahn an die Nordostbahn zu-
unterstiitzen, sofern nicht weitere Angebote gemacht werden iiber diejenigen hinaus, welche von der
Nordosthahn an der Steigerung und seither durch ihr Schreiben vom 3. April gemacht worden seien;

2. Sollten weitere Angebote erfolgen, so wiinsche die Regierung Mittheilung derselben zu beziiglicher
Kenntnissgabe an die Gemeinden und zur Riickdusserung;

3. die Regierung wird ersucht, dahin zu wirken, dass der Erwerber der Bahn die Kautionssumme von
Fr. 50,000 iibernehme, und die Nordostbahn die Fr. 18,000 monatliches Betriebsdefizit bis zur Betriebs-
iibernahme fallen lasse;

¢) einer Zuschrift des Stadtrathes von Winterthur vom 23. Mirz 1880, worin derselbe um Beschleunigung des
Entscheides iiber das Resultat der Steigerung nachsucht, sowie einer Zuschrift der némlichen Behiorde vom
3. April, womit dieselbe ihre an die Regierung des Kantons Ziirich gerichtete Eingabe mitfheilt, in welcher
in erster Linie Zuschlag der Westsektion an die Nordostbahn, der Ostsektion an die Eidgen. Bank
beantragt wird;

J) einer Eingabe der Rheinischen Kreditbank in Mannheim vom 2. April, worin dieselbe, als Glaubigerin, um

Beschleunigung der Angelegenheit nachsucht;



g) einer Kingabe des Martin Wirth in Lichtensteig vom 3. April, worin derselbe als Inhaber von Obligationen
der Nationalbahn (Westsektion, I. Serie) Zuschlag der Westsektion an den Meisthietenden beantragt;
h) der Zuschrift des schweizerischen Bundesrathes vom 13. April, worin sich derselbe gutachtlich dahin aus-
spricht:
1. Es sei die Ostsektion der Eidgen. Bank zu dem von ihr gemachten Angebote von Fr. 3,150,000 gemiiss
Steigerungshedingungen zuzuschlagen.
2. Die Westsektion soll der Nordostbahn zu ihrem bedingten Angebote von Fr. 750,000 zugeschlagen
werden, in dem Sinne, dass sie fiir die den Garantiegemeinden gemachten Anerbietungen haftbar erklirt

werde und spitestens innert Jahresfrist nach Zuschlag der Bahn die Verbindung mit Orlikon erstelle; —

nach Einholung des Berichtes des Massaverwalters und nach Anhorung des Vortrages des Instruktionsrichters,

ol

»in Betrachtung:

Keines der gelegten Gebote, sei es fiir die ganze Bahn, sei es fiir ein einzelnes Theilstiick , erreicht den
festgesetzten Anschlagspreis, und es muss sich daher fragen, ob auf Grund der Steigerungsresultate der
Zuschlag ertheilt oder eine anderweitige zweckmissige Verfiigung getroffen werden soll (Art. 32 des Bundes-
gesetzes iiber Verpfindung und Zwangsliquidation der Eisenbahnen).

BEs ist aber nicht zu erwarten, dass bei dem beschréinkten Kreise der Bewerber durch weitere Unterhand-
lungen der Schatzungspreis oder iiberhaupt ein hoherer Preis erzielt werde, dagegen erheischen sowohl das
offentliche Interesse als auch das Interesse der Gldubiger dringend den endlichen Abschluss der Liquidation.

In Bezichung auf die Ostsektion ist die Eidgen. Bank alleinige Bieterin geblicben, und es ist ihr daher dieselbe
ohne Weiteres zuzuschlagen.

In Beziehung auf die Westsektion dagegen erscheint das bedingte Angebot der Nordostbahngesellschaft in mehr-
facher Beziehung vortheilhafter als die Gebote der Eidgen. Bank, sowohl als das am Steigerungstag auf Grund
der Konzessionen und Steigerungsbedingungen abgegebene, als auch als das nachtriglich eingereichte bedingte
Angebot. Denn das am Steigerungstag auf Grundlage der bestehenden Konzessionen abgegebene Angebof
der Eidgen. Bank bleibt hinter demjenigen der Nordostbahn bedeutend zuriick. Dagegen iibersteigt allerdings
das nachtréiglich eingereichte bedingte Angebot dasjenige der Nordostbahn um Fr. 10,000, allein dieser Unter-

schied wird mehr als aufgewogen dadurch, dass

@) das Angebot der Nordostbahn ein definitives ist, und die Nordostbahn bereit ist, den Betrieb der Linie sofort

zu iibernehmen, wihrend das Gebot der Eidgen. Bank unter Ratifikationsvorbehalt abgegeben wurde

b) das Angebot der Nordostbahn unter der Bedingung von Konzessionsénderungen erfolgt ist, welche vom
Bundesrathe eventuell zugestanden worden sind, wihrend die Eidgen. Bank das ihrige an Bedingungen
gekniipft hat, welche iiber das vom Bundesrathe eventuell Zugestandene hinausgehen und nach dem Gut-
achten des Bundesrathes vom 13. April dem &ffentlichen Interesse weniger entsprechen als die von der

Nordostbahn vorbehaltenen Konzessionsabdnderungen ;

¢) die Nordostbahn sic;h fest verpflichtet hat, die Verbindung der Nationalbahn mit der Nordostbahnstation
Orlikon zu erstellen und dadurch dem Wunsche der ziircherischen Giemeinden von Otelfingen bis Bassersdorf
um Herstellung einer direkten Kommunikation mit Ziirich zu entsprechen, wihrend die Kidgen. Bank
allerdings auch den Bau der Linie Seebach-Ziirich in Aussicht nimmt, ohne indess eine sachbeziigliche

Verpflichtung zu iibernehmen.
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d) auch in Betracht gezogen werden, dass durch die Zusicherungen vom 24. Februar und 3. April 1880
die Nordostbahngesellschaft gegeniiber den Garantiestédten fiir den Fall der Erwerbung der Linie finanzielle
Leistungen von bedeutender Tragweite iilbernommen hat, welche mittelbar auch den Gliubigern der West-
sektion zu Gute kommen.
4. Es spricht, wie sich aus dem Gutachten des Bundesrathes und den Kundgebungen der betheiligten Kantons-
regierungen und Gemeinden ergibt, kein zwingender Grund gegen die Trennung der beiden Theilstiicke,

sofern diese sich als im Interesse der Konkursmasse gelegen erweist; —
beschlossen:

»1. Die Ostsektion der Schweizerischen Nationalbahn, begreifend die Strecke Winterthur-Etzweilen-Konstanz, mit
Abzweigung Etzweilen-Singen, wird der Eidgenssischen Bank in Bern um das Meistgebot von Fr. 3,150,000
(dvei Millionen hundert und fiinfzig Tausend Franken) auf Grundlage der Steigerungsbedingungen vom
2. Februar 1880 zugeschlagen.

2. Der Eidgendssischen Bank wird fiir Beibringung der Ratifikation Seitens der kompetenten Gesellschaftshehorde
eine Frist von sechszig Tagen, vom Tage der Eroffnung dieses Zuschlages durch den Massaverwalter an
gerechnet, angesetzt, unter der Androhung, dass bei fruchtlosem Ablaufe dieser Frist angenommen wiirde, es
werde die Ratifikation nicht ertheilt.

»3. Die Westsektion der Schweizerischen Nétionalbahn, begreifend die Strecke Winterthur-Suhr-Zofingen mit
Abzweigung Suhr-Aarau, wird der Schweizerischen Nordostbahngesellschaft um ihr bedingtes Angebot von
Fr. 750,000 auf Grundlage der Steigerungsbedingungen vom 2. Februar 1880 definitiv zugeschlagen, in dem

Sinne, dass sie bei ihren unterm 24. Februar und 3. April 1880 den Gemeinden Winterthur, Baden, Lenzburg
und Zofingen gemachten Zusicherungen behaftet wird und innerhalb der vom Bundesrathe festzusetzenden Bau-
fristen die Verbindung mit Orlikon herzustellen hat.

»4. Dieser Beschluss ist dem Massaverwalter fiir sich und zu Handen der Eidgenossischen Bank und der Nordostbahn,

sowie dem Bundesrathe und den betheiligten Kantonsregierungen mitzutheilen.
yLausanne, den 17. April 1880.

Im Namen des schweizerischen Bundesgerichtes:
Der Prdsident:
Dy J. MOREL.
Der Gerichtsschreiber :
ROTT.“

In einigem Zusammenhang mit der Angelegenheit der Nationalbahn stand diejenige der Erweiterung des
Bahnhofes in Winterthur, deren schon in zwei vorhergehenden Geschiftsherichten Erwihnung gethan worden
ist. Wir erinnern hier daran, dass schon im Juni 1876 vom h. Bundesrath ein umfassender Plan fiir diese Arbeiten
festgesetzt wurde, dessen Ausfiihrung jedoch durch die bald darauf eingetretene finanzielle Krisis der Nordostbahn
ins Stocken gerieth. Ungeachtet diesseitiger Verwendung fiir Reduktion dieses Plans wurde derselbe im Juni 1877

im Wesentlichen bestiitigt, jedoch die Frist fiir die Ausfiihrung der Bauten um die Zeit bis zum bundesgerichtlichen
3
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Entscheid iiber eine allfillige Forderung der Nordostbahn an die Nationalbahn und Téssthalbahn betreffend Sicher-
stellung des Beitrages derselben verléngert. Ein solches Rechtsgesuch wurde damals beim Bundesgericht eingereicht,
ist aber heute noch nicht erledigt.

Inzwischen trat iiber die Nationalbahn die Liquidation ein, und zu Anfang des Berichtsjahres zeigte sich die
Moglichkeit ciner Erwerbung “derselben dureh die Nordostbahn. Damit war aber auch die wenig erfreuliche Aus-
sicht eroffnet, dass die Nordostbahn den auf die Nationalbahn fallenden Antheil an den Kosten der Kinfihrung der
Ostlinien und der Bahnhoferweiterung zu iibernehmen haben werde; um nun durch diese Baukosten den Erwerb
der Nationalbahn nicht allzusehr zu erschweren, glaubte die Direktion die Zwischenzeit bis zur Steigerung benutzen
zu sollen, die Zustimmung der Stadt Winterthur und der betheiligten Bahnen zu einer erheblichen Reduktion des
bundesrathlichen Programmes anzustreben.

Nach verschiedenen Besprechungen kam am 19. Mai 1879 eine Vereinbarung mit den Abordnungen des Stadtrathes
Winterthur und der vier dort einmiindenden Bahnen zu Stande, welche eine Kollektiveingabe der Kontrahenten an
den Bundesrath behufs Reduktion des Efweiterungsprogmmms in Aussicht nahm. Diese Vereinbarung kam indessen
nicht zur Perfektion; der Stadtrath Winterthur wollte sie der Gemeinde erst dann zur Ratifikation vorlegen,
wenn die leztere von allen ibrigen Kontrahenten beigebracht sein werde, und die Tssthalbahn ihrerseits erklérte,
die Ratifikation von anderen, erst noch zu vereinbarenden Vertréigen, abhéingig zu machen; unter diesen Umsténden
glaubte auch der Verwaltungsrath der Nordostbahn mit der Ratifikation sich nicht beeilen zu sollen. Inzwischen
hatte aber der h. Bundesrath, welcher von der Vereinbarung Kenntniss erhalten hatte, unterm 8. -August einen
Beschluss gefasst, der im Wesentlichen die in derselben bezeichneten Reduktionen, wenigstens zur Zeit gestattete.
Damit war der Zweck der Vereinbarung erfiillt, und es konnte dieselbe als dahingefallen betrachtet werden.
Einige untergeordnete Punkte wurden durch eine spitere Ubereinkunft erledigt. Wir lassen den bundesriithlichen
Beschluss hier wortlich folgen:

»Der schweizerische Bundesrath,

nach Einsicht eines Berichtes seines Post- und Kisenbahndepartements vom 31. v. M. iiber die Frage der Erweiterung
des Bahnhofes in Winterthur,

in Abénderung seiner Schlussnahme vom 1. Juni 1877
beschliesst:

,Die Nordosthahngesellschaft ist verpflichtet, die Erweiterung des Bahnhofes in Winterthur mnach folgenden
Bestimmungen vorzunehmen:

,1. Die Expropriation fiir die Erweiterung des Giiterbahnhofes nach dem vom Bundesrath am 30. Mai 1876
genehmigten Plan ist sofort vorzunehmen und bis 1. Juni 1880 durchzufiihven; die zur Entlastung des Ziircher-
strasseniiberganges erforderliche Erstellung von neuen Rangirgeleisen ist bis Ende 1881 zu vollenden.

,2dm Ubrigen behdlt sich der Bundesrath vor, die Ausfihrung des vorerwihnten Erweiterungsplans nach
Massgabe des sich geltend machenden Bediirfnisses successiv anzuordnen.

»2. Die plangemisse Einfiilhrung der Ostlinien mit den vorgesehenen Anderungen im sogenannten Bahnhof-
dreieck, sowie die Uberfilhrung der Lind- und Haldenstrasse und die damit weiter im Zusammenhang stehenden

Strassenkorrektionen sind insgesammt zu beginnen und bis Knde des Jahres 1880 zu vollenden.

»3. Bis Ende des laufenden Jahres sind die Arbeiten fiir die Hrweiterung des Vorplatzes am Personen-

bahnhofe und die dadurch bedingten Anderungen an der bestehenden Passerelle durchzufiihren. .
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44. Der Beginn der Arbeiten fiir die Unterfithrung der Schaffhauser- und Wiilflingerstrasse bleibt bis Ende
des Jahres 1885 verschoben; fiir die Art der Ausfithrung bleibt der hiefiir genehmigte Plan massgebend. Der
Bundesrath wird seiner Zeit die Frist bestimmen, in welcher diese Arbeit ausgefithrt werden muss. Der Bundesrath wird
untersuchen, ob es nicht moglich sei, wenigstens fiir den Fussgéngerverkehr unter der Bahn in der Zwischenzeit
provisorische Vorkehren zu treffen, und er behilt sich eventuell die Anordnung daheriger Massregeln vor.

,0. Von der Uberfihrung der Ziircherstrasse mit Inbegriff der Eulach-Korrektion wird zur Zeit abgesehen ;
dagegen hehilt sich der Bundesrath die Anordnung von Massregeln vor, welche bei der Ziircherstrasse in Ersetzung
des provisorischen Steges einen #hnlichen Durchgang unter der Bahn ermoglichen, wie devselbe in Nr. 4 dieses
Beschlusses vorgesehen ist.

,6. Die Anderung der Anlage von Geleisen und Trottoirs im Personenbahnhofe kann zur Zeit unterbleiben;
der Bundesrath behilt sich aber bei cintretendem Bediirfnisse vor, auf diesen Gegenstand zuriickzukommen.

»7. Die unter Nr. 5 des Bundesrathsbeschlusses vom 1. Juni 1877 enthaltene Bestimmung bleibt mit
folgendem Wortlaute in Kraft:

,Die Bauten sind von der Nordostbahngesellschaft als Eigenthiimerin des Bahnhofes Winterthur so in

Angriff zu nehmen, und zu fordern, dass sie in den bezeichneten Terminen zur Vollendung gelangen.

Fiir den Fall, dass die Nordostbahngesellschaft glaubt, der Ausfiihrung der Bauten vorgiingig, von den,

den Bahnhof Winterthur mitbenutzenden Eisenbahnunternehmungen Zahlung resp. Sicherstellung eines

Kapitalbeitrages verlangen zu konnen, bleibt ihr tiberlassen, beim Bundesgericht die geeigneten Antriige

zu stellen. 'Wenn sie binnen vier Wochen eine beziigliche Klage einreicht, so erstreckt sich die Frist

fiir die Bauten, welche nach obigem Programm im Laufe dieses Jahres ausgefiihrt werden sollen, um

den Zeitraum zwischen heute und dem bundesgerichtlichen Entscheide betreffend Leistung resp.
Kautionirung eines Kapitalbeitrags.

,8. Im Ubrigen wird der Beschluss vom 1. Juni 1877, soweit er nicht schon zur Vollziehung gelangt ist,

durch den heutigen Beschluss ersetzt und aufgehoben.

»An die Nordostbahndirektion und an die Regierung des Kantons Ziirich.

»Also beschlossen, Bern, den 8. August 1879.
‘ Im Namen des schweizerischen Bundesrathes,
Der Vice-Prdsident :
(sig.) WELTL
Der Stellvertreter des Kanzlers
der Eidgenossenschaft:
(sig.) GISL*

Verhandlungen nach verschiedenen Richtungen wurden nothwendig mit dem Comite der Gesellschaft fiir
Begriindung einer rechtsufrigen Ziirichseebahn, zufolge des Moratoriumsvertrages vom 16. Japuar 1878,
welcher u. A. die nachfolgenden Bestimmungen enthilt:

HArt. B,

»Bei Festsetzung der Fahrtenpléne der Ziirichsee-Dampfboote soll auf die Interessen des rechten Ufers thun-

lichste Riicksicht genommen und insbesondere, soweit nicht durch Léngsfahrten dem bestehenden Bediirfnisse Geniige
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geleistet wird, vermittelst Herstellung zweckméssiger Dampfbootverbindungen mit den geeigneten grossern Stationen
der linksufrigen Ziirichseebahn dafiir gesorgt werden, dass die Hauptziige dieser Bahn von den Anwohnern des
rechten Ufers nach beiden Richtungen in moglichst vortheilhafter Weise benutzt werden kdnnen.

»,Die Nordostbahn wird iiberdies die Dampfbootbillete zwischen Ortschaften des rechien Ufers, einschliesslich
Ziivich und Rapperswyl, auch fiir die Ziige einer entsprechenden Strecke der linksufrigen Seebahn giiltig erkliren
und umgekehrt.

»Die in diesem Artikel enthaltenen Bestimmungen haben so lange Platz zu greifen, als nicht eine Eisenbahn
lings des rechten Seeufers hergestellt sein wird.

»Art. 6.

»Die Nordostbahn tibernimmt den Transport der Giiter zwischen den Ortschaften des rechten Seeufers von
Ziirich (Bahnhof der Nordostbahn und Giiterexpedition der Damptboote) bis Rapperswyl, einschliesslich dieser beiden
Ortschaften, zu denjenigen Taxen, welche sie auf Grundlage der fiir die rechtsufrige Bahn bestehenden Konzession
zu beziehen berechtigt sein wiirde, wenn diese Bahn bereits erstellt wire. Die Nordostbahn ist indessen befugt,
diese Taxen ausnahmsweise da zu erhohen, wo es geschehen muss, damit nicht durch dieselben eine Herabsetzung
des Tarifs der linksufrigen Seebahn zur Nothwendigkeit wird.

,Bei den in Art. 1 dieses Vertrages bezeichneten Transporten wird die Nordostbahngesellschaft , soweit die
Besonderheit der in Anwendung kommenden Transporttarife es gestattet, nach den auf ihrem Bahnnetze bestehenden
reglementarischen Bestimmungen verfahren. Zu den Licferfristen wird jeweilen ein Tag zugeschlagen.

yDie in diesem Artikel enthaltenen Bestimmungen finden so lange Anwendung,"als nicht eine Eisenbahn lings

des rechten Seeufers hergestellt sein wird.
' JArt. 10.

JAllfillige Streitigkeiten, welche iiber die Auslegung und Anwendung dieses Zusatzvertrages entstehen sollten,
entscheidet der Bundesrath.¢

Der Moratoriumsvertrag, und daher auch die vorstehend wiedergegebenen Bestimmungen desselben erwuchsen
nach Art. 11 mit dem Gelingen der finanziellen Rekonstruktion der Nordostbahn, welche erst im Beginne des
Berichtsjahres zur Perfektion gebracht werden konnte, in Kraft. Indessen haben wir schon im Jahre 1878 mit
Vollziehung jener Bestimmungen begonnen, soweit es ohne Ubernahme starker finanzieller Opfer moglich war.

Zunichst erlitten schon fiir den Winterfahrplan 1878/79 die Dampfbootfahrtenpline eine durchgreifende Anderung,
in dem Sinn, dass die Verkehrsbesorgung am linken Ufer grosstentheils auf die Bahn konzentrirt, dagegen eine
grossere Zahl direkter Fahrten lings des rechten Ufers eingerichtet und fiir zahlreiche Querfahrten namentlich
zwischen den oberen Ortschaften beider Ufer gesorgt wuarde. Die seitherigen Fahrtenpline wurden in gleichem
Sinne erstellt.

Ebenfalls noch im Jahr 1878 wurde ein neuer Tarif fiir die Personenbeférderung auf dem Ziirichsee erstellt,
welcher das schon mit Eroffnung der linksufrigen Bahn fiir die Dampfbootfahrten am linken Ufer eingefiihrte Tarif-
system der Nordostbahn nun auch auf die Léngsfahrten am rechten Ufer und die Querfahrten iibertrug und die
Benutzbarkeit der rechtsufrigen Billete auf der linksufrigen Bahn durchfiihrte. Uber diesen Tarif fanden, namentlich
in der letzterwéhnten Hinsicht, Verhandlungen mit dem Comite statt, bei welchen die Beilegung der anfﬁnglichen
Differenzen gelang. Der neue Tarif wurde auf den 1. Januar 1880 in Kraft gesetzt.

Noch ungeltst ist die dritte Frage, welche mit dem Comite zu beordnen war, die Erstellung der neuen Griitertarife.
Dieselbe hat fiir die Nordostbahn eine sehr ernstliche finanzielle Tragweite, und anderseits bemiiht sich das rechte

Ufer seinerseits, die neuen Tarife moglichst giinstig zu gestalten. Sofort nach vollendeter Rekonstruktion der Unter-
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nehmung wurden die einschligigen Vorarbeiten angeordnet, und nachdem auf Grund derselben die Entwiirfe eines
Transportreglements fiir den Personen- und Giiterverkehr auf dem Ziirichsee, sowie vollstindiger Giitertarife festgestellt
worden waren, wurden diese im Einvernehmen mit dem Verwaltungsrathe dem rechtsufrigen Comite im August 1879
zur Ausserung vorgelegt. Dieselben fanden bei dem Comite keine giinstige Aufnahme, und die daraufhin veranstaltete
Konferenz zeigte, dass die beiderseitigen Anschauungen iiber die von der Nordostbahn durch den Moratoriumsvertrag
tibernommenen Verpflichtungen bedeutend von einander abweichen. Insbesondere waven es folgende zwei Punkte,
iiber welche eine Einigung sich als unerreichbar erwies:

1. Unsere Di;'ektion war der Ansicht, dass sie die Giitertarife fiir das rechte Ufer innerhalb der Maximalsitze
der Konzessionen fiir die rechtsufrige Seebahn nach ihrem KErmessen frei berechnen diirfe. Sie machte hievon
insofern Gebrauch, als sie, soweit es ohne Uberschreitung der konzessionsgemissen Taxmaxima moglich war, zu
den auf ihren Bahnen bestehenden Tarifsitzen per 100 Kilogr. je 12 Cts. fiir Stiickgut, 10 Cts. fir die Wagen-
ladungsklassen A und B, 8 Cts. fir diejenigen C, D und E hinzuschlug, als theilweises Aquivalent fiir die durch-
schnittlich grosseren Kosten des Wassertransports gegeniiber dem Bahntransport und fiir den in vielen Féllen néthig
werdenden Unterwegsumlad vom Bahnwagen auf das Schiff oder umgekehrt. Die grosse Mehrzahl der Tarifsitze
blieb hiebei immer noch und zwar zum Theil sehr erheblich unter den konzessionsgemiiss zulissigen Taxen. Das
Comite verlangte statt dessen die unverinderte Anwendung der normalen Giitertaxen der Nordostbahn, ausge-
nommen Steinkohlen- und Roheisentransporte, hinsichtlich welcher es dagegen auf die ihm giinstigeren Taxbestim-
mungen der Konzessionen abstellte.

2. Wir glaubten, den Taxen zwischen den sdmmtlichen Dampfboot-Giiterstationen unter sich nur noch solche
nach dem Bahnhof Ziirich beifiigen zu miissen, wihrend das Comite beanspruchte, dass die rechtsufrigen Dampfboot-

stationen auch nach allen iibrigen Bahnstationen direkte Giitertaxen erhalten.

Bei einer am 17. September 1879 abgehaltenen Konferenz einigten wir uns mit dem Comite, iiber diese
Fundamentalfrageﬁ gemiss dem Art. 10 des Moratoriumsvertrages einen Entscheid des Bundesrathes herbeizufiihren.
Die sachbeziigliche Eingabe des Comite an den Bundesrath erfolgte am 28. September und gelangte am 8. Oktober
an unsere Direktion, worauf wir am 23. Oktober in einlédsslicher Gegenschrift antworteten ; wir beschrinkten uns
dabei immerhin auf Beleuchtung der erwéhnten beiden, auch in der Eingabe des Comite ausschliesslich erorterten
Punkte, in der Absicht, uns iiber das Weitere, nachdem durch den Entscheid des Bundesrathes die erforderliche
Grundlage gefunden sein werde, zundchst wieder direkt mit dem Comite ins Benehmen zu setzen. Ein weiterer
Schriftenwechsel fand nicht statt; wohl aber traf am 15. Februar 1880 eine Einladung des Eisenbahndepartements
ein, unter seiner Leitung zu einer nochmaligen konferenziellen Verhandlung des Gegenstandes mit dem rechtsufrigen
Comite die Hand zu bieten, um wo midglich ohne eigentlichen Schiedsspruch des Bundesrathes eine Verstindigung
herbeizufiihren. Wir beschlossen die Annahme dieser Einladung, wihrend das Comite ablehnte und, wie es scheint,
separate Verhandlungen mit dem Departement vorzog. Irgendwelche andere Eroffnungen des Bundesrathes gingen
uns nicht mehr zu, bis uns dessen Schiedsspruch zugelangte. Derselbe datirt vom 25./31. Mirz 1880 und greift
also ins laufende Jahr hiniiber; wir glauben aber, denselben des Zusammenhanges wegen schon im gegenwirtigen
Greschiftsbericht mittheilen zu sollen. Er lautet:

»In Erledigung der dem schiedsrichterlichen Entscheid des Bundesrathes unterstellien Differenzen zwischen
der Direktion der Schweizerischen Nordostbahn und der Gesellschaft zur Begriindung einer rechtsufrigen Ziirichsee-
bahn wird festgesetat:

»1. Der Distanzermittlang sind die Pline fiir die rechtsufrige Zirichseebahn zu Grunde zu legen. Die fiir

Ziirich Bahnhof sich ergebenden Distanzen werden auf Ziirich Schifflinde iibergetragen.
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»2. Die Tarifberechnung fiir den Verkehr zwischen Ziirich Schifflinde einerseits und den Stationen des rechten
Seeufers anderseits erfolgt auf Grund des Normalschema zum internen Giitertarif der Nordostbabhn. Fiir den
Transport von Steinkohlen und Roheisen sind die in den Konzessionen der rechtsufrigen Ziirichseebahn vorgeschriebenen
Taxen massgebend.

»3. Die Tarifberechnung fiir den Verkehr zwischen Ziirich Bahnhof loco einerseits und den Stationen des
rechten Seeufers anderseits unterliegt den sub 2 stipulirten Bedingungen mit der Weiterung, dass die Nordostbahn
berechtigt sein soll, auf den Giitern sémmitlicher Tarifklassen einen fixen Zuschlag von 6 Cts. per 100 Kilogramm
zu beziehen und die Tarifanséitze um diesen Betrag zu erhdhen. A

» Vorbehalten bleibt der zweite Satz von Art. 6 des Zusatzvertrages.

»4.  Beziiglich des Verkehrs nach weiter als Ziirich gelegenen Nordostbahnstationen werden die Stationen
des rechten Seeufers als integrivender Bestandtheil der Nordostbahn behandelt, und es hat demgemiiss die Tarif-
berechnung auf Grund des Normalschema zum internen Giitertarif der Nordostbahnm und der Gesammtdistanz zu
geschehen — vorbehiltlich des Art. 8, Alinea 2, des Hauptvertrages. Der in Ziffer 3 hievor festgesetzte fixe
Zuschlag von 6 Cts. per 100 Kilogramm kamn auch in diesem Verkehr in gleichem Umfange in Anrechnung
gebracht werden.

»0. Die Bestimmung im zweiten Satz in Alinea 1, Art. 6, des Zusatzvertrages vom 16. Januar 1878 wird
dahin prizisirt, dass die Taxen fiir Rapperswyl in allen sub 2 bis 4 verzeichneten Verkehren den iiber die links-
ufrige Route Thalweil-Pfiffikon-Seebriicke sich ergebenden Taxen und die letzteren hinwieder den Konkurrenztaxen
via Glatthal gleichgestellt werden diirfen. Wo dies stattfindet, ist von dem in Ziffer 3 und 4 vorgesehenen Zuschlag

Umgang zu nehmen.“

Die Vergleichung obigen Schiedsspruches einerseits mit den Fragen, welche, wenigstens nach den uns bekannt
gewordenen Akten, allein dem Bundesrathe zum Entscheide vorgelegt waren, anderseits mit dem oben mitgetheilten
Wortlaute der massgebenden Bestimmungen des Moratorinmsvertrages wird begreiflich erscheinen lassen, dass wir
den Spruch mit dem Gefithl enfgegennahmen, es habe sich der Bundesrath bei dessen Erlass diskretioniire Befugnisse
zugemessen, welche einem gewdhnlichen Schiedsrichter jedenfalls nicht zukommen. Indessen wird sich die Geesellschaff
demselben zu fiigen haben, und miissen wir nur bedauern, dass der Bundesrath, nachdem er einmal als angemessen
erachtete, iiber die dermaligen Streitfragen hinauszugreifen und die wegleitenden Grundsitze fiir die Giitertarif-
bildung in solcher Weise festzustellen, uns nicht die Gelegenheit bot, an unserem Orte zur vollen Abklirung der
einschlagigen Verhiltnisse beizutragen. Der Schiedsspruch enthélt in Folge dessen gewisse Unklarheiten namentlich
iiber die Berechnung der Distanzen, welche uns zur Vorlage eines Interpretationsgesuches an die Bundesbehorde
nithigten, bevor wir an die zeitraubende und mit manchen Schwierigkeiten verkniipfte Ausarbeitung der Giitertarife
der rechtsufrigen Dampfbootstationen unter sich und mit allen Nordostbahnstationen auf Grund des Schiedsspruches

gehen konnten.

II. Verhiltnisse zu andern Transportanstalten.

Die Vereinigung schweizerischer Eisenbahnen hatte mit den Bundesbehorden iiber eine
grossere Zahl von Verhéltnissen, welche alle Bahnen gemeinsam betreffen, zu verhandeln. Von denen, welche im
Berichtsjahr erledigt wurden, benennen wir folgende: 1) Riicksichtlich der Pulvertransporte wird das neue Reglement

iiber die Militartransporte die erforderlichen Bestimmungen treffen. Inzwischen nahmen die Bundesbehdrden von



	Verhältnisse zu dem Bunde und zu den Kantonen und Landesgegenden

